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Geleitwort 
 
Das Umweltbewusstsein, das sich seit den 80er-Jahren des letzten Jahrhunderts stark verän-
derte, hinterließ nicht nur in der politischen, sondern auch in der Gesetzeslandschaft deutliche 
Spuren. Zahlreiche Gesetze sind in seinem Gefolge entstanden und verpflichten seitdem das 
produzierende Gewerbe zu umweltgerechteren Produktionsprozessen und einen gemeinwohl-
verträglicheren Umgang mit den natürlichen Ressourcen. Prominente Beispiele dafür sind die 
Bestimmungen zum Handel mit Emissionsrechten und die Rücknahmeverpflichtungen für 
Altfahrzeuge und Elektroschrott. Sie sind mehr als ein Lippenbekenntnis des Gesetzgebers. 
Die daraus erwachsenden finanziellen Verpflichtungen belasten die betroffenen Unternehmen 
zumeist erheblich und stellen sie vor gravierende bilanzielle Herausforderungen. 
 
Die handelsrechtlichen Grundsätze ordnungsmäßiger Bilanzierung sind auslegungsoffen und 
ein Konsens über ihre Interpretation ist bis heute nicht gefunden. Das IASB scheint dem deut-
schen Gesetzgeber hier einen großen Schritt voraus. Die von ihm entwickelten IFRS geben, so 
scheint es, mit den einschlägigen Regelungen zu den Sachanlagen (IAS 16) und den Rückstel-
lungen (IAS 37) eine klare Anweisung, wie Abbruch- und Entfernungsverpflichtungen in ei-
nem IFRS-Abschluss sachgerecht zu erfassen sind. Sie könnten dem deutschen Bilanzrecht 
als Vorbild dienen. Allerdings ist bis heute unklar, ob sich die jeweiligen Regelungen harmo-
nisch in die Rechnungslegungskonzeptionen einpassen und wie groß der Umfang der mit ih-
nen verbundenen Auslegungsspielräume ist. Die Kommentarmeinung übernahm die entspre-
chenden Bilanzierungsanweisungen weitgehend unkritisch. Andere Literaturbeiträge wenden 
sich zumeist Detailregelungen zu, ohne die Bilanzierungsanweisungen der IFRS zu den Ab-
bruch- und Entfernungsverpflichtungen umfassend und systematisch zu würdigen. 
 
Herr Wich schließt mit der vorliegenden Arbeit diese Lücke. Auf höchstem wissenschaftli-
chen Niveau stellt er die einschlägigen IFRS auf den Prüfstand und untersucht, welche Impli-
kationen sie für die Aktiv- und Passivseite der Bilanz bereithalten. Ebenso virtuos wie tief-
schürfend seziert er die Einzelregelungen, stellt sie in den Gesamtkontext der von den IFRS 
intendierten Vermittlung entscheidungsnützlicher Informationen und würdigt sie kritisch. He-
rausgekommen ist ein Werk, das in seiner Aussagekraft und Präzision seines Gleichen sucht. 
Der Autor zeigt ebenso kenntnisreich wie umfassend auf, welche Aussagen, aber auch welche 
Aussagegrenzen mit den aktuellen Handlungsanweisungen der IFRS zur bilanziellen Erfas-
sung von Abbruch- und Entfernungsverpflichtungen verbunden sind. Er arbeitet zahlreiche 
überraschende Auslegungsspielräume und konzeptionelle Unzulänglichkeiten heraus. Es gibt 
keine Untersuchung, die sich auf vergleichbar fundierte Weise mit den entsprechenden Rege-
lungen auseinandersetzt. Trotz der herausragenden wissenschaftlichen Qualität seiner Arbeit 
verliert der Verfasser nie den Blick für das praktisch Relevante. Sein Werk ist daher für den 
bilanztheoretisch arbeitenden Wissenschaftler von ebenso hohem Nutzen wie für den mit der 
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Rückstellungsbilanzierung befassten Praktiker Ich wünsche der vorliegenden Arbeit daher 
eine große Verbreitung und angemessene Beachtung. 
 

Prof. Dr. Michael Hommel 
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A. Einleitung 

 
(a) Die bilanzielle Abbildung ungewisser Verpflichtungen polarisiert: Sowohl im nationalen 
Handelsbilanzrecht1 wie in der sogenannten kapitalmarktorientierten Rechnungslegung der 
IFRS und US-GAAP2 sorgt sie seit jeher für umfassende Kontroversen und verkörpert eines 
der „strittigsten Themen“3 überhaupt. Bis in die heutigen Tage hinein sind bedeutende fun-
damentale Problembereiche von Rückstellungen sowohl auf theoretisch-konzeptioneller wie 
auf anwendungsorientiert-praktischer Ebene ungelöst; „[n]ichts scheint hier gefestigt“4. Es ist, 
als probiere nach wie vor „ein jeder, was er mag` (und gelegentlich auch nur, was er kann)“5.  
 
Zentrale Bedeutung besitzt dabei die Fragestellung, nach welchen Kriterien die Ansatzpflicht 
ungewisser Verpflichtungen und damit deren Passivierungszeitpunkt zweckmäßigerweise zu 
bestimmen sind. Im Widerspruch stehen dabei formalrechtlich ausgerichtete Konzeptionen 
auf der einen sowie einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise verpflichtete Konzeptionen auf 
der anderen Seite. Während die Vertreter einer formalrechtlich orientierten Bilanzierung die 
Ansatzfrage (allein) von der Existenz einer Rechtsverpflichtung abhängig machen6, wollen 
die Vertreter der zweiten Vorgehensweise unter Betonung des wirtschaftlichen Normzweckes 
(zu definierende) wirtschaftlich verursachte Lasten passiviert wissen.  
 
(b) Dieser Zielkonflikt kulminiert im Falle von Abbruch-, Entfernungs-, Rückbau- und ähnli-
chen Verpflichtungen. Sie verkörpern das Paradebeispiel jener – aus bilanztheoretischer Sicht 
besonders kritisch anmutenden – Verpflichtungskategorie, bei der es regelmäßig zu einem 
Auseinanderfallen der Zeitpunkte der rechtlichen Entstehung und der (zu konkretisierenden) 
wirtschaftlichen Verursachung kommen kann.  
 
Noch verschärft wird die exponierte Bedeutung dieser Verpflichtungen durch zwei weitere 
Gründe: Zum einen nehmen sie in den Jahresabschlüssen von Industrieunternehmen bestimm-
ter Branchen eine materiell besonders exponierte Stellung ein.7 Zum anderen tangieren sie 

                                                 
1  Vgl. statt vieler Moxter (1992), S. 429: „Alle Rückstellungsgrundsätze sind umstritten“; ferner: Hommel 

(2007a), S. 322; grundlegend: Böcking (1994), passim. 
2  Vgl. Botosan u. a. (2005), S. 159: „[A]ccounting for liabilities still faces fundamental unresolved problems 

at conceptual, definitional, and practical levels, including when and how to recognize, classify, measure, 
and extinguish liabilities“.  

3  Thies (1996), S. 1.  
4  Moxter (1995a), S. 311.  
5  Moxter (1995a), S. 311. 
6  So bereits Simon (1899), S. 250, 251 (Selbstversicherung), S. 255 (Pensionszusagen); vgl. dazu Moxter 

(1984a), S. 11-14. 
7  Vgl. exemplarisch etwa für die US-amerikanische Petroleumindustrie: Alciatore/Callaway Dee/Easton 

(2004), S. 300-303. Auswertungen hinsichtlich der Bedeutung der Rückstellungen im Kernenergiebereich 
finden sich bei Köhlmann (2008), S. 215-248; Marx/Köhlmann (2005a), S. 655 sowie Führich (2006b), 
S. 1349-1355. Die besondere quantitative Bedeutung betonen daneben unter vielen: Reinhard/Schmidt 
(1984), S. 122; Wüstemann (2004a), S. 302, 303; Hommel/Wich (2004), S. 17; Reich (1989), S. 95-98; fer-
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einen Bereich, der in den letzten Jahren und Jahrzehnten immer größere Bedeutung erlangte8: 
den Umweltschutz. Sie stehen daher unter besonderer Beobachtung durch die Öffentlichkeit 
und sind aufgrund der Dynamik dieses Rechtskreises fortlaufenden Neuerungen unterworfen.   
 
(c) Vor diesem Hintergrund erscheint es wenig überraschend, dass die Bilanzierung von Ent-
fernungsverpflichtungen im Zuge des außerordentlich breiten Diskurses zur bilanziellen Ab-
bildung von Umweltschutzverpflichtungen in der Mitte der 1990er Jahre9 umfassend themati-
siert wurde. Die angebotenen Lösungen waren vielfältig und führten in den nationalen Rech-
nungslegungskonzeptionen zu höchst unterschiedlichen Bilanzierungsanweisungen. Für das 
Handelsbilanzrecht lösten Rechtsprechung und herrschende Lehre den zuvor skizzierten Ziel-
konflikt zwischen einer formalrechtlich und einer wirtschaftlich ausgerichteten Informations-
vermittlung im Kern dadurch, dass sie die bilanzzweckadäquate Vorgehensweise durch einen 
Rekurs auf die Reichweite des Realisationsprinzips (im Verhältnis zum Vollständigkeits- und 
Vorsichtsprinzip) und letztlich auch der wirtschaftlichen Betrachtungsweise analysierte und 
darauf aufbauend eine wirtschaftlich gefärbte, umsatzproportionale Rückstellungsbildung 
befürwortete.10 Das IASB gelangte für die IFRS11 (wie auch das FASB für den Bereich der 
US-GAAP12) zu einer hiervon umfassend abweichenden Konzeption, die im handelsrechtli-
chen Kontext (nahezu13) unbekannt war: Während die Passivierung von Entfernungsver-
pflichtungen nach IFRS, außer im Falle faktischer Verpflichtungen, weitestgehend der recht-
lichen Entstehung folgt14, werden die geschätzten Ausgaben zur Verpflichtungserfüllung wie-
derum im Passivierungszeitpunkt zugleich als Bestandteil des korrespondierenden Vermö-
genswertes aktiviert und in der Folge über dessen Nutzungsdauer aufwandswirksam verteilt. 
Der kapitalmarktorientierten Rechnungslegung gelingt es damit (vermeintlich) auf elegante 
Weise, dem zuvor dargestellten Zielkonflikt der beiden diametral gegenüber stehenden Verur-

                                                                                                                                                         
ner Döllerer (1987), S. 67: „Von beklemmender Aktualität sind schließlich die hohen Rückstellungen, die 
Unternehmen bilden müssen, welche Atomkraftwerke betreiben“. 

8  Vgl. stellvertretend etwa: Bruhn/Meffert (2006), S. 7-26.  
 Mit Bezug zu Rechnungslegung vgl. unter vielen: Beets/Souther (1999), S. 129-145; Förschle (1995), 

S. 181, 182; Rürup (1992), S. 521, 522; Köster (1994), S. 12-14, 16, 17. 
9  Es sei in diesem Zusammenhang nur auf die Fülle wirtschafts- und rechtswissenschaftlicher Dissertationen 

und sonstiger Sammelbände zur bilanziellen Behandlung von Umweltschutzverpflichtungen verwiesen. 
Vgl. ohne Anspruch auf Vollständigkeit: Bartels (1992a); Crezelius (1993); Eilers (1993); Loose (1993); 
Zerhusen (1993); Kirchhoff (1994); Köster (1994); Leuschner (1994); Schwarz (1995); Philipps (1995); 
Gotthardt (1995); Schurbohm-Ebneth (1995); Friedemann (1996); Ossendot (1996); Bach (1996); Möller 
(1996); Böttner (1997); Schellhorn (1997); Klein (1998); Heisterkamp (1998); Lauerwald (2001). Vgl. 
daneben insb. die Dissertationen zu Rückstellungen von Kessler (1992), Tischbierek (1994); Thies (1996).  

10  Vgl. hierzu insb. die grundlegenden Abhandlungen von Moxter und Siegel. Vgl. Moxter (1995a), S. 311–
326; Moxter (1984b), S. 1780–1786; Moxter (1992), S. 427–437; Siegel (1992), S. 585–605; Siegel (1994), 
S. 1–24; Siegel (2005), S. 97-118. 

11  Vgl. IAS 37.14 i. V. m. IAS 16.16(c). 
12  Vgl. SFAS 143.11. 
13  Vgl. die (artverwandten) Vorschläge von: Bartels (1992b), S. 1317, 1318; Bartels (1994a), S. 17, 18; Kü-

ting/Kessler (2007), S. 313; Lüdenbach (2003), S. 839, 840; Maul (1975), S. 46; Naumann (1989), S. 270, 
271; Naumann (1991), S. 535; Philipps (2007), S. 226; Schülen (1983), S. 664; Siegel (1993a), S. 333, 334, 
336 (dazu: Ballwieser (1994a), S. 150); Siegel (1993b), S. 148, 153, 154.  

14  Vgl. ausführlich Abschnitt D.2.3.1. 
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sachungskonzeptionen zu begegnen; denn zum einen gelingt der an der Rechtsstruktur orien-
tierte vollständige Verpflichtungsausweis und zum anderen führt die korrespondierende er-
folgsneutrale Aktivierung des Verpflichtungsbetrags unter dem entsprechenden Vermögens-
wert und dessen periodengerechte Abschreibung idealerweise auch zu einem dem wirtschaft-
lichen Ist entsprechenden Periodengewinn. Die vom IASB und dem FASB verfolgte (ver-
meintlich „informativere“15) Bilanzierungsweise hat damit nicht nur gravierende Auswirkun-
gen auf die bilanzielle Darstellung von Entfernungsverpflichtungen. Sie könnte darüber hin-
aus auch auf einen Großteil der übrigen Bilanzpositionen ausstrahlen und womöglich gar Mo-
dellcharakter für eine entsprechende Modernisierung des deutschen Einzel- und Konzernab-
schlusses besitzen.16 Hierzu wäre es allerdings erforderlich, die Stringenz des von den inter-
nationalen Standardsetzern favorisierten Ansatzes ebenso kritisch zu prüfen wie seine poten-
zielle, zweckdienliche Reichweite. 
 
(d) In Anbetracht dieser vermeintlich innovativen Vorgehensweise und der skizzierten Bedeu-
tung von Entfernungsverpflichtungen erscheint es umso überraschender, dass ein derart aus-
geprägter bilanztheoretischer Diskurs wie im Zusammenhang mit der handels- und steuer-
rechtlichen Bilanzierung dieser Verpflichtungskategorie im Schrifttum zu den IFRS (wie auch 
zu den US-GAAP) bisher nicht zu beobachten war. Zwar wurde die Bilanzierung von Rück-
stellungen im Allgemeinen innerhalb der IFRS und der US-GAAP in den vergangenen Jahren 
durchaus thematisiert.17 Mit Ausnahme einiger Abschnitte in Dissertationen zum Themen-
kreis Rückstellungen18, sowie jüngst der Arbeit von Klaholz19 wurde sich der Thematik von 
Abbruch-, Entfernungs-, und ähnlichen Verpflichtungen im deutschsprachigen Raum jedoch 
kaum gewidmet.20  
 
Die Ursache hierfür ist in einer Reihe von Gründen zu suchen. Möglich ist, dass die Normin-
halte des IAS 37 in Bezug auf Entfernungsverpflichtungen durch den Normsetzer in hinrei-
chend präziser wie auch zweckadäquater Art und Weise ausgestaltet wurden und Kritik dem-
zufolge (berechtigterweise) ausblieb. Ebenfalls denkbar ist allerdings auch die Möglichkeit, 
                                                 
15  BMJ (2007), S. 73. 
16  So das Plädoyer bei: Küting/Kessler (2007), S. 313. Interessanterweise wurde die aktivische Behandlung 

von Entfernungskosten im Rahmen des Referentenentwurfes zum BilMoG mit der Begründung abgelehnt, 
dass „dies eine Neuausrichtung des Anschaffungskostenprinzips erfordern“ würde (BMJ (2007), S. 73). 

17  Vgl. hierzu insb. die Arbeiten von Pilhofer (1997); Roese (1999); Kayser (2002); Daub (2000); Pisoke 
(2004); Sasse (2001); Zöbeli (2003); Rothoeft (2004); Rüdinger (2004); Wagner (2004); Schrimpf-Dörges 
(2007); Köhlmann (2008).  

18  Vgl. insb. Roese (1999), S. 217-233; Kayser (2002), S. 254-273; Rüdinger (2004), S. 168-184; Bergs 
(2006), S. 247-271; Schrimpf-Dörges (2007), insb. S. 243-245, 305-314, 318-320; Köhlmann (2008), insb. 
S. 101-160. 

19  Vgl. Klaholz (2006), passim. 
20  Auch im englischsprachigen Schrifttum finden sich – abgesehen von eher populärwissenschaftlichen Ab-

handlungen – ebenfalls wenige Arbeiten, die sich mit der genannten Thematik auseinandersetzen. Vgl. et-
wa: Alexander/Hiner (2001), S. 49-56; Boatsman/Khurana/Loudder (2000), S. 211-233; Chewning/McKie 
(2002), S. 56-58; Ferguson (1996), S. 27-31; Guinn/Schroeder/Sevin (2005), S. 30-36; Jordan/Clark 
(2001), S. 68-70; Khurana/Pettway/Raman (2001), S. 155-185; Monahan (2002), S. 4-8; Schroe-
der/Sevin/Yarbrough (2005), S. 449-458.  


